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Einleitung 

Die in den 70er Jahren verstärkt aufkommende Diskussion um den Datenschutz 
hat — neben vielem anderen — auch einer Frage zum Durchbruch verholfen, 
die bis dato nur in Ansätzen diskutiert worden war: der Frage nach der Existenz 
von Informationsansprüchen für die wissenschaftliche Forschung gegenüber dem 
Staat. Die Bezeichnung „Informationsanspruch"  wurde bald als gemeinsamer 
Begrif f  für eine Reihe recht unterschiedlicher Fallgruppen verwendet1, angefan-
gen von der Auskunft durch staatliche Institutionen über die Einsichtnahme in 
Behördenakten2, Register und Archive 3 bis hin zum Zutri t t in staatliche Schulen4, 
Justizvollzugsanstalten5 usw. zum Zwecke der Durchführung  eigener Erhebungen 
(durch Befragung, teilnehmende Beobachtung und anderes mehr). Synonym hier-
zu verwendete man teilweise auch die Bezeichnung „Recht auf Datenzugang"6. 

In der vorliegenden Arbeit wi rd versucht, der Frage nach der Existenz derartiger 
Ansprüche unter einem speziellen Bl ickwinkel , nämlich dem des Verfassungs-
rechts, systematisch nachzugehen. Dieser Aspekt wurde zwar bislang in nahezu 
allen einschlägigen Stellungnahmen—einschließlich der Äußerungen von betrof-
fener nicht-juristischer Forschungsseite7 — angesprochen; monographische Un-

1 In diesem übergreifenden  Sinne findet sich der Begriff  etwa bei W.  Berg,  JöR n. F. 
Bd. 33 (1984), S. 63 (90 f.); ders.,  in: J.-M. Jehle (Hrsg.), Datenzugang und Datenschutz 
in der kriminologischen Forschung, 1987, S. 30 (38); ders.,  CuR 1988, 234 (237); G. 
Borchert,  DVR Bd. 6 (1977), S. 345 (348); Bull  /  Damman, DÖV 1982, 213 (214, 216); 
H. H. Klein,  DÖV 1962, 41 (44); W.  Schmitt  Glaeser,  in: Eser / Schumann (Hrsg.), 
Forschung im Konflikt, 1976, S. 77 (82, 86); ders.,  WissR Bd. 7 (1974), S. 107 (121, 
133); Chr.  Starck,  in: v. Mangoldt / Klein, Art. 5 Abs. 3 Rdnr. 229; B. Ziegler-Jung, 
DVR Bd. 8 (1979), S. 193 (194, 197). 

2 So etwa W.  Bayer,  JuS 1989, 191 (192). 
3 Vgl. etwaM. Lepper,  DVB1. 1963, 315 (316). 
4 Insofern verwendet den Terminus „Informationsanspruch"  etwa Quilisch  /  Schober, 

Bildungsforscher  in der Schule, S. 39, 40 und öfter;  J. Scherer,  in: Kaase u. a. (Hrsg.), 
Datenzugang und Datenschutz, 1980, S. 92. 

5 Hierfür u. a. verwendet bei W.  Berg,  JöR n. F. Bd. 33 (1984), S. 63 (90). 
6 J. Scherer,  in: Kaase u. a. (Hrsg.), Datenzugang und Datenschutz, 1980, S. 92; C.-

E. Eberle,  ZfS Jg. 10 (1981), S. 196 (205); ähnlich Bull  ! Dammann, DÖV 1982, 213 
(215). 

7 Vgl. etwa K.  Ingenkamp,  in: Kaase u. a. (Hrsg.), Datenzugang und Datenschutz, 
1980, S. 52 (61 ff.);  ders.,  in: Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft  (Hrsg.), 
Die Behinderung der erziehungswissenschaftlichen Forschung, 1980, S. 171 (173 ff.); 
G. Otto,  in: Avenarius / Ingenkamp / Otto, Forschung und Lehre sind frei,  1980, S. 7 ff.; 
Β ick  /  Müller,  Probleme der Nutzung prozeß-produzierter  Daten, S. 44; E. K.  Scheuch, 
in: Kaase u. a. (Hrsg.), aaO., 1980, S. 252 (266). Vgl. femer die Nachweise über entspre-
chende Argumentationen bei den in der Studie von M. Brüsten  u. a. (Freiheit der Wissen-



28 Einleitung 

tersuchungen zu diesem Thema gerade unter dem spezifisch verfassungsrechtli-
chen Aspekt, wie sie etwa für die Informationsansprüche  der Presse in 
vergleichsweise großer Zahl durchgeführt  wurden 8 und wie sie nunmehr etwa 
für datenschutzrechtliche Auskunftsansprüche 9 zunehmend zu registrieren sind, 
fehlen hingegen immer noch.1 0 

§ 1 Rechtfertigung des verfassungsrechtlichen 
Untersuchungsansatzes 

Abgesehen von dieser literarischen „Lücke" rechtfertigt  sich eine Untersu-
chung der Frage nach einem verfassungsrechtlichen  Informationsanspruch  zu 
Forschungszwecken auch durch die Sache selbst. Ursache für die Reklamation 
eines solchen Informationsanspruchs  ist der in der Forschungspraxis häufig zu 
beobachtende Konf l ik t zwischen dem zunehmenden Bedarf  der Forschung an 
staatlichen Daten auf der einen und einer insoweit oft restriktiven Behördenpraxis 
auf der anderen Seite, die in vielen Fällen zum Scheitern von Forschungsprojekten 
führte (I); da das „einfache" Recht unterverfassungsrechtlicher  Qualität insoweit 
— im Unterschied etwa zu den speziellen Informationsansprüchen der Landes-
pressegesetze — bis auf wenige Ausnahmen einen speziellen Informationsan-
spruch für die Forschung nicht vorsieht (I I) , kann hier allein das Verfassungsrecht 
als Anspruchsgrundlage in Betracht kommen. 

I. Der tatsächliche Konflikt um den Zugang der Forschung 
zu staatlichen Daten 

1. Der  Bedarf  der  Forschung  an staatlichen  Daten 
— einige  ausgewählte  Beispiele 

A u f den Zugang zu staatlichen Datenbeständen sind Wissenschaft und For-
schung heute in vielfältiger Weise und in zunehmendem Umfang angewiesen. 
Vor allem für die empirisch arbeitende Forschung zählt die Arbeit mi t staatlichen 
Daten der oben umschriebenen Ar t mitt lerweile zum methodischen Standard; 
ohne Nutzung solcher Daten könnten viele Fragestellungen nicht untersucht 

schaft — Mythos oder Realität?, S. 180 ff.,  248 ff.)  befragten Wissenschaftlern. Siehe 
schließlich auch den besonderen Stellenwert, den die Wissenschaftsfreiheit  in den Thesen 
der Abschlußberatung im Rahmen der Kolloquienreihe „Datenzugang und Datenschutz" 
einnahm (Abdruck bei Kaase u. a. [Hrsg.], Datenzugang und Datenschutz, 1980, S. 283 ff. 
[bes. S. 285]). 

s Vgl. hierzu die Nachw. in § 5 I I (Fn. 10). 
9 Vgl. hierzu die Nachw. in § 5 I I (Fn. 11). 
w Zu den eingehenderen verfassungsrechtlichen  Erörterungen der Thematik vgl. die 

Nachw. unten § 4 I I (Fn. 46). 
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werden. U m das Ausmaß, in dem heute von der Forschung auf staatliche Daten 
zugegriffen  wird, vor Augen zu führen, sollen hier zunächst einige Beispiele 
vorangestellt werden. 

a) Historische Forschung 

Seit jeher vertraut ist die Arbeit mi t staatlichen Datenbeständen von der histori-
schen Forschung.  Die in den öffentlichen  Archiven, dem „Gedächtnis des Staates" 
(Novalis),  verwahrten Archival ien — aus dem Verwaltungsgang ausgesonderte 
Behördenakten, Urkunden, Lichtbi lder usw. — lieferten schon immer eine wichti-
ge Grundlage für die Erforschung der Geschichte.11 Insbesondere Forschungen 
zur Gegenwartsgeschichte — etwa über Entnazifizierung, Wiedergutmachung 
und Lastenausgleich — sind ohne Rückgri f f  auf staatliche Akten nicht möglich; 
von besonderem Interesse dürften künft ig auch die umfangreichen Unterlagen 
des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes der DDR sein. Für die sozialgeschichtli-
che Forschung sind ζ. B. die in den Personenstandsbüchern geführten Heirats-
und Geburtenbücher wichtige Forschungsquellen. 

b) Empirische Sozialforschung 

Ein wichtiger Datenlieferant ist die öffentliche  Verwaltung auch für die empiri-
sche Sozialforschung 12. Während dies für die Methode der Eigen- oder Primärer-
hebung in staatlichen Institutionen (ζ . B. durch Befragungen und Tests von Schü-
lern in der Schule, durch sog. teilnehmende Beobachtung am Unterricht oder an 
staatlichen Entscheidungsprozessen wie etwa der Beratung eines gerichtlichen 
Spruchkörpers) bereits eine vergleichsweise längere Tradition hat, ist die Nutzung 
sog. prozeß-produzierter  Daten  erst seit den 70er Jahren verstärkt zu beobach-
ten1 3 . Hierbei handelt es sich um Aufzeichnungen öffentlicher  oder privater 
Organisationen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit — und nicht (nur) zum Zwecke 
wissenschaftlicher bzw. statistischer Auswertung — erhoben wurden. 1 4 Diese 
Daten werden von der wissenschaftlichen Forschung auf zwei unterschiedliche 
Arten genutzt: 

1 1 Dies wurde auch in der Begründung der Bundesregierung zum Gesetzesentwurf 
der Bundesregierung zum BArchG so niedergelegt (Vgl. Dok. BArchG, S. 14) und 
kommt in § 3 BArchG unmittelbar zum Ausdruck. 

12 Dazu zählen alle Wissenschaften, die gesellschaftliche Sachverhalte mit empiri-
schen Methoden untersuchen (ζ. B. Kriminologie, empirische Psychologie, Rechtssozio-
logie). 

Insofern ist auch von einem „Wandel im Datenbedarf 4 die Rede; vgl. P. J. Müller, 
in: Kaase u. a. (Hrsg.), Datenzugang und Datenschutz, 1980, S. 10. 

1 4 Zum Begriff  der prozeß-produzierten Daten vgl. Bich!  Müller,  in: P. J. Müller 
(Hrsg.), Die Analyse prozeß-produzierter  Daten, 1977, S. 42; dies.,  Probleme der Nutzung 
prozeß-produzierter  Daten, 1982, S. 9; P. J. Müller,  in: Kaase u. a. (Hrsg.), Datenzugang 
und Datenschutz, 1980, S. 10. 


